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1 No-Cash-Schilder in Europa
In den Niederlanden und in Schweden ist die Akzeptanz von Bargeld bereits stark 
gesunken. Nach Zahlen der niederländischen Notenbank lehnen inzwischen 21 Prozent der 
Apotheken und 38 Prozent der Kinos Bargeld ab.1 Auch die Schwedische Reichsbank 
veröffentlichte eine Statistik: So akzeptieren etwa 55 Prozent der Baumärkte und über 35 
Prozent der Friseure kein Bargeld mehr.2 Über 40 Prozent der an der Umfrage 
teilnehmenden Händler gab als Grund für die eingestellte Bargeldakzeptanz an, es sei 
schwierig, die Einnahmen auf das Bankkonto einzuzahlen.

Dieser Entwicklung muss die neue EU-Bargeld-Verordnung vorbeugen. Wie wir bereits 
in einem älteren Fachbeitrag aufgezeigt haben, hätte der Gesetzesentwurf der EU-
Kommission nichts daran geändert, dass Händler Bargeld mit einem Schild an der 
Ladentür ablehnen.3 Johannes Rauch, Bundesminister für Soziales der Republik Österreich, 
fasste die Sachlage gut zusammen:

„Während Artikel 10 des Entwurfes für eine Verordnung zur Einführung des 
Digitalen Euros ein Verbot des einseitigen Ausschlusses von Zahlungen in 
Digitalen Euro anordnet, erlaubt [die Ausnahmeregel in] Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe b des Bargeld-Verordnungsentwurfes auch Ausschlüsse in AGB oder 
durch bloße Aushänge im Geschäftslokal. Dadurch wäre der Status von Bargeld 
als gesetzliches Zahlungsmittel zumindest im Verhältnis Zahler zu 
Zahlungsempfänger nicht gleichwertig wie der des Digitalen Euro geschützt.“4

Stattdessen hätten die Euroländer lediglich die Lage beobachten und – wenn sie das für 
notwendig gehalten hätten – relativ beliebige Gegenmaßnahmen ergreifen müssen. Die 
EU-Kommission schrieb in ihrem Gesetzesentwurf über den einseitigen Ex-ante-
Ausschluss, also über die generelle Ablehnung von Bargeld mit Schild an der Ladentür:

„Kommt ein Mitgliedstaat zu dem Schluss, dass einseitige Ex-ante-Ausschlüsse 
von Barzahlungen die obligatorische Annahme von Zahlungen in Euro-
Banknoten und -Münzen in seinem gesamten Hoheitsgebiet oder in Teilen 
davon untergraben, so sollte er wirksame und verhältnismäßige Maßnahmen 
ergreifen, um Abhilfe zu schaffen, etwa durch ein Verbot oder Beschränkungen 
einseitiger Ex-ante-Ausschlüsse von Barzahlungen in seinem gesamten 
Hoheitsgebiet oder Teilen davon, beispielsweise in ländlichen Gebieten oder in 

1 Siehe De Nederlandsche Bank, „Iets minder winkels accepteren cash“, 12.05.2025, 
https://www.dnb.nl/algemeen-nieuws/nieuws-2025/iets-minder-winkels-accepteren-cash/.

2 Siehe Schwedische Reichsbank, „Small businesses' views on payments“, März 2025, 
https://www.riksbank.se/globalassets/media/rapporter/staff-memo/engelska/2025/small-businesses-views-
on-payments.pdf.

3 Siehe Hansjörg Stützle et al., „Einzelhändler und Dienstleister schaffen das Bargeld ab – auch unter der 
geplanten EU-Bargeld-Verordnung?“, 04.11.2025, https://bargelderhalt.info/dok-kein-bargeld-schild.

4 Bundesministerium für Soziales, 15719/AB vom 20.11.2023 zu 16263/J (XXVII. GP), Geschäftszahl: 2023-
0.706.503, https://www.parlament.gv.at/dokument/XXVII/AB/15719/imfname_1594449.pdf.
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bestimmten Sektoren, die als wesentlich erachtet werden, etwa Postämter, 
Supermärkte, Apotheken oder Gesundheitseinrichtungen.“5

Es hätten also in Deutschland leicht schwedische Verhältnisse einkehren können, denn der 
EU-Kommission hätte es ihren Worten nach genügt, wenn ein Euroland im Falle des Falles 
lediglich beim Verkauf essentieller Güter einen Annahmezwang für Bargeld eingeführt 
hätte.

1.1 Zwischenerfolg für unsere Initiative
Sowohl bei den Finanzministerien der 27 EU-Staaten als auch bei den EU-Abgeordneten 
appellierten wir in zahlreichen Briefen, die Verordnung nachzuschärfen. Im Rücken hatten 
wir die (mittlerweile 380.000) Unterstützer unserer Petition www.Bargelderhalt.eu. Die 
Politiker erhielten ein Kompendium mit 13 Verbesserungsvorschlägen.6 Vier Vorschläge 
fanden sich später in den Gesetzesentwürfen von EU-Parlament und EU-Ministerrat 
wieder. Zwei davon sollen hier besprochen werden:

Zum einen wurde ein Passus aus der Verordnung gestrichen, der es der EU-Kommission 
erlaubt hätte, eigenmächtig neue Ausnahmen vom Grundsatz der Bargeld-Annahmepflicht 
einzuführen. Zum anderen wurde das Bargeld in einem zentralen Punkt dem digitalen Euro 
gleichgestellt. So soll die Bargeldannahme in Zukunft nicht mehr durch ein Schild an der 
Ladentür ausgehebelt werden können. Die Regelung für den digitalen Euro wurde somit 
für das Bargeld adaptiert und übernommen – sowohl vom Ministerrat als auch vom 
Parlament.7,8

Offenbar sah die EU-Kommission schließlich ein, dass eine Benachteiligung des Bargelds 
gegenüber dem digitalen Euro an diesem Punkt politisch untragbar ist. Ein internes 
Verhandlungsprotokoll zitierte Vize-EU-Kommissionspräsident Valdis Dombrovskis mit der 
Bemerkung, der Schutz der Akzeptanz von Bargeld sei wesentlich für das Vertrauen (der 
Bevölkerung) in den digitalen Euro.

Ein kritischer Punkt bleibt, ob die vorgesehenen Beschwerdestellen in Fällen der 
Nichtakzeptanz von Bargeld aktiv auf die Einhaltung des Rechts hinwirken. Auch sollte 

5 Siehe Verordnungstext COM(2023) 364 final unter 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52023PC0364.

6 Siehe Hansjörg Stützle et al., „13 Punkte zur Verbesserung der EU-Bargeld-Verordnung“, 04.11.2025, 
https://bargelderhalt.info/dok-verbesserung-vo.

7 Siehe Artikel 5a in EU-Parlament, „DRAFT EUROPEAN PARLIAMENT LEGISLATIVE RESOLUTION 
on the proposal for a regulation of the European Parliament and of the Council on the legal tender of 
euro banknotes and coins (COM(2023)0364 – C9-0216/2023 – 2023/0208(COD))“, 25.06.2026, 
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-10-2026-0184_EN.html.

8 Siehe Artikel 4a in Council of the European Union, „Proposal for a Regulation of the European Paliament 
and of the Council on legal tender of euro banknotes and coins (2023/0208 (COD))“, Aktenzeichen 
16697/25, 17.12.2025, https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16697-2025-INIT/en/pdf.

5

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16697-2025-INIT/en/pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-10-2026-0184_EN.html
http://www.Bargelderhalt.eu/
https://bargelderhalt.info/dok-verbesserung-vo
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52023PC0364


gewährleistet sein, dass Supermärkte oder Baumärkte ausreichend Kassen besetzt halten, 
an denen Barzahlung und nicht nur Kartenzahlung möglich ist.

Zudem sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass Unternehmen keinen Anlass haben, 
sich dauerhaft auf die Ausnahme in Artikel 5 zu berufen, wonach Bargeld abgelehnt werden 
darf bei widrigen Umständen außerhalb ihres eigenen Einflussbereichs. Dazu zählen im 
Zweifelsfall Sicherheitsbedenken oder fehlende Möglichkeiten, Wechselgeld zu besorgen 
und die Einnahmen auf das Bankkonto einzuzahlen. Die Ablehnungsgründe müssen 
gemäß dem Entwurf des EU-Parlaments auch nicht vorübergehender Natur sein, wie 
ursprünglich von der EU-Kommission formuliert.
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2 Die EU-Pläne für Verkaufsautomaten
Nachdem der EU-Ministerrat umschwenkte auf eine klare Annahmepflicht für Bargeld, 
diskutierte er die Frage, wie es mit bargeldlosen Verkaufsautomaten weitergehen sollte. Die 
dänische Ratspräsidentschaft schlug im Grund genommen zwei Optionen vor: entweder 
einen Bestandsschutz für bargeldlose Geräte, um die teure Umrüstung zu vermeiden. Oder 
eine generelle Ausnahmen für alle Automaten unter der Maßgabe, dass Zahlungen mit dem 
digitalen Euro möglich sind. Sowohl der Ministerrat als auch später das EU-Parlament 
entschieden sich für die zweite Variante.9

In den Worten von Ex-Bundesbank-Vizepräsident Prof. Franz-Christoph Zeitler, 
Mitunterzeichner unserer Petition, ist ein „großer Teil des modernen Lebens“ betroffen:10 
vom Fahrscheindrucker in Bus und Bahn über Parkuhren, Selbstbedienungskassen, 
Ausleihterminals in Bibliotheken, Kassenautomaten in Schwimmbädern bis hin zur 
öffentlichen Toilette in der Innenstadt. Sogenannte Just Walk Out Stores, also unbemannte 
Geschäfte, in denen die Entnahme der Waren durch die Kundschaft automatisch erfasst 
und abgerechnet wird, sind gerade erst im Kommen. Der Berliner Zeitung sagte Zeitler, 
großflächige Ausnahmen von der Annahmepflicht würden das Ziel der Verordnung 
„konterkarieren und könnten dazu führen, dass der Kipppunkt für ein schrittweises 
Verschwinden des Bargelds bald erreicht wird“.11

Vergleicht man die Gesetzesentwürfe für Bargeld und digitalen Euro, scheinen beide 
Zahlungsmittel auf den ersten Blick ähnlich behandelt zu werden: Automaten, die nur 
Bargeld annehmen, brauchen den digitalen Euro nicht anzunehmen. Automaten, die 
elektronische Zahlungsmittel annehmen, müssen den digitalen Euro annehmen. Das 
Bargeld dagegen braucht grundsätzlich nicht akzeptiert zu werden.

Faktisch gesehen jedoch präferieren Automatenbetreiber digitale Zahlungsmittel. Immer 
mehr Parkuhren, Parkautomaten und Ticketdrucker nehmen kein Bargeld an. Viele 
Unternehmen versuchen Kosten für Wartung und Betrieb zu sparen und wollen deshalb 
nur das digitale Zahlungssystem anbieten anstatt ein analoges und ein digitales zugleich. 
Die EU-Pläne bedeuten im Klartext: Der Gesetzgeber erlaubt die Verdrängung des Bargelds 
durch den digitalen Euro und andere elektronische Zahlungsmittel. Die EU macht den Weg 
frei für eine bargeldlose Automatenwelt.

9 Siehe Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c des Ministerratsentwurfs bzw. Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe ba des 
Parlamentsentwurfs.

10 Siehe Presseerklärung von Hakon von Holst, „EU startet Trilog: Bargeld im Abwärtsstrudel ohne Anker“, 
10.07.2026, https://bargeldverbot.info/2026/07/10/start-trilog-pressemeldung/.

11 Siehe Berliner Zeitung, „Exklusiv: Droht das Aus für Bargeld an Fahrkartenautomaten?“, 17.06.2026, 
https://www.berliner-zeitung.de/article/eu-bargeld-verordnung-exklusiv-ticketautomaten-bargeldlos-
nahverkehr-fernverkehr-10104519.
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Die Formulierung der Ausnahme weicht im Falle des Parlaments geringfügig von der 
Version des Ministerrats ab. Die EU-Abgeordneten ergänzten, dass der Zugang zu 
essenziellen Dienstleistungen berücksichtigt bleiben müsse, wo Verkaufsautomaten 
bargeldlos betrieben werden:

„Die Waren oder Dienstleistungen werden dem Zahler an einer unbemannten 
Verkaufsstelle bereitgestellt, wobei die mit solchen Verkaufsstellen verbundenen 
mechanischen und sicherheitstechnischen Zwänge und der notwendige Zugang 
zu wesentlichen Diensten im Sinne der Richtlinie (EU) 2022/2557 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zu berücksichtigen sind.“

Von einer Errungenschaft für das Bargeld kann allerdings schlecht die Rede sein. Denn der 
Zugang zu wesentlichen Diensten setzt dem Wortlaut nach keine Barzahlungsoption 
voraus. Es ließe sich sogar der Einwand vorbringen, die Regel sei eher deklaratorisch, weil 
sie an den bestehenden staatlichen Gewährleistungsauftrag hinsichtlich des Zugangs zu 
wesentlichen Dienstleistungen anknüpft.

Wenn das Parlament klargestellt hätte, dass der Zugang nur gegeben ist, solange 
Barzahlungsoptionen am Ort des Verkaufs bestehen, hätte das Bargeld profitiert. Die 
Formulierung des Parlaments lässt jedoch Raum für die Interpretation, dass der Zugang zu 
wesentlichen Dienstleistungen auch ohne Bargeld gewährleistet sein könnte – etwa durch 
die Tatsache, dass Menschen ohne Bankkonto in Zukunft den digitalen Euro nutzen 
können sollen.

Selbst wenn ein Richter zu dem Schluss käme, dass die Akzeptanz von Bargeld 
notwendig bleibt, könnte sich beispielsweise ein Verkehrsbetrieb immer noch darauf 
berufen, dass es am Hauptbahnhof ein Kundenzentrum gebe, in dem Mehrfahrtentickets 
gegen Bargeld verkauft werden. In keinem Fall stellt das EU-Parlament also sicher, dass an 
jeder Haltestelle wenigstens eine Möglichkeit existiert, mit Bargeld zu bezahlen. Wie es 
dazu kam, kann in der Berliner Zeitung nachgelesen werden.12

2.1 Unser Alternativvorschlag
Es sollte entweder sichergestellt werden, dass an jedem Verkaufsort – einschließlich 

Verkaufsstellen, an denen kein Personal zugegen ist – wenigstens eine wirksame 
Möglichkeit zur Barzahlung besteht. Für bereits bestehende bargeldlose Verkaufssysteme 
könnte bei Bedarf, soweit diese nicht von einer öffentlichen Einrichtung betrieben werden, 
eine Bestandsschutzregelung vorgesehen werden.

Alternativ sollte die Verpflichtung zur Annahme von Bargeld zumindest an solchen 
unbemannten Verkaufsstellen gelten, an denen wesentliche Güter oder Dienstleistungen 

12 Berliner Zeitung, „Exklusiv: Droht das Aus für Bargeld an Fahrkartenautomaten?“, 17.06.2026, 
https://www.berliner-zeitung.de/article/eu-bargeld-verordnung-exklusiv-ticketautomaten-bargeldlos-
nahverkehr-fernverkehr-10104519.
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angeboten werden. Hierzu zählen Parkleistungen, der ÖPNV und der Verkauf von 
Lebensmitteln. Die Verpflichtung müsste dabei nicht für jeden einzelnen Automaten oder 
jedes automatisierte Verkaufssystem gelten. Es sollte jedoch gewährleistet sein, dass sich in 
unmittelbarer Nähe eine Möglichkeit zur Barzahlung befindet.

Ferner sollte klargestellt werden, dass die Ausnahme für unbemannte Verkaufsstellen 
nicht greift, wenn auf dem Verkaufsgelände während der überwiegenden Tageszeit 
Mitarbeiter oder sonstige Beauftragte des Betreibers anwesend sind. Entscheidend sollte 
insoweit nicht sein, ob diese Personen unmittelbar am Verkaufsort als Kassenpersonal 
eingesetzt sind, sondern ob der Verkaufsort tatsächlich überwiegend durch Personal betreut 
wird.
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3 Nationale Bargeld-Ausnahmen
Ob Finnland, Deutschland oder Spanien: Statistiken deuten darauf hin, dass insbesondere 
öffentliche Einrichtungen Bargeld ablehnen.13,14,15 Nicht der Einzelhandel, sondern der Staat 
steht an vorderster Front, wenn es darum geht, das Bargeld zurückzudrängen. Es ist also 
wenig verwunderlich, wenn die Vertreter der Mitgliedstaaten im EU-Ministerrat Gewissheit 
haben wollen, dass sie ihre Bürger auch in Zukunft zu digitalen Zahlungen zwingen 
können. So steht im Gesetzesentwurf des Ministerrats schon in Artikel 2 (eigene 
Übersetzung):

„Diese Verordnung lässt Einschränkungen oder strengere Vorschriften 
hinsichtlich der allgemeinen Verpflichtung zur Annahme von Euro-Banknoten 
und -Münzen unberührt, die die Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer eigenen 
Zuständigkeit aus Gründen des öffentlichen Interesses erlassen können, sofern 
diese Einschränkungen durch das verfolgte Ziel des öffentlichen Interesses 
gerechtfertigt und im Hinblick auf dieses Ziel verhältnismäßig sind und sofern 
andere Mittel zur Begleichung von Geldschulden zur Verfügung stehen.“

In Ermangelung einer klaren gesetzlichen Regelung hatte der Europäische Gerichtshof im 
Jahr 2021 über die Rechtmäßigkeit einer nationalen Bargeldausnahme zu befinden gehabt. 
Die Richter erlaubten den Ausschluss von Bargeld im Zusammenhang mit den 
Rundfunkgebühren in Deutschland, soweit Menschen, die gar keine Möglichkeit haben, 
Banküberweisungen zu tätigen, eine Alternative zur Verfügung steht.

Die dänische Ratspräsidentschaft analysierte, wann die Euroländer eine Anti-Bargeld-
Maßnahme auf dem Urteil abstützen können. So heißt es in dem zunächst internen 
Verhandlungspapier WK 14191/2025 vom 23. Oktober 2025 (eigene Übersetzung):

„Nach Ansicht des Ratsvorsitzes kommen als Beispiele unter anderem die 
Bekämpfung von Geldwäsche und Steuerbetrug, der Abbau des 
Verwaltungsaufwands für Behörden bzw. die Effizienz der öffentlichen 
Verwaltung – einschließlich der Steuererhebung –, der Schutz der öffentlichen 
Gesundheit, die Verbrechensbekämpfung sowie Sicherheit und Gefahrenabwehr 
infrage.“16

13 Siehe Grafik 3 in Bank von Finnland, „Digitalisaatio muuttaa maksamistapoja Suomessa“, 29.08.2022, 
https://www.eurojatalous.fi/artikkeli/analyysi/2022/digitalisaatio-muuttaa-maksamistapoja-suomessa/.

14 Siehe Artikel „Bargeldakzeptanz in Deutschland“, Kapitel 3 in Deutsche Bundesbank, „Monatsbericht 
Dezember 2025“, 15.12.2025, https://publikationen.bundesbank.de/publikationen-de/berichte-studien/
monatsberichte/monatsbericht-dezember-2025-972182?article=bargeldakzeptanz-in-deutschland-
972186#par-a423a9. 

15 Siehe Plataforma Denaria, „Half of the complaints about not accepting cash are directed at the Public 
Administration“, 21.07.2025, https://www.plataformadenaria.com/en/2025/07/21/half-of-the-complaints-
about-not-accepting-cash-are-directed-at-the-public-administration/.

16 Siehe Council of the European Union, „Legal tender – Presidency discussion note on unmanned points of 
sale“, 23.10.2025, https://data.consilium.europa.eu/doc/document/WK-14191-2025-INIT/EN/pdf.
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In Deutschland gehen jeden Monat Bürgerbüros und Landratsämter dazu über, 
Barzahlungen abzuweisen. Als Beispiel sei Bad Dürkheim genannt. Dort wird das Bargeld 
am 1. September 2026 abgeschafft. Landrat Hans-Ulrich Ihlenfeld (CDU) begründet den 
Schritt laut „Rheinpfalz“ mit dem „Ziel, Abläufe effizienter zu machen“.17 Es handelt sich 
also um eine Maßnahme für mehr Effizienz in der öffentlichen Verwaltung, wie von der 
dänischen Ratspräsidentschaft genannt.

In der Vergangenheit wurden auch Bargeldobergrenzen mit dem öffentlichen Interesse 
gerechtfertigt. Nie wurde der Beweis erbracht, dass eine solche Maßnahme das 
vorgebrachte Ziel erreichen kann. Bundesbank-Vorstand Johannes Beermann sagte 2021: 
„Bislang gibt es keinen wissenschaftlich fundierten Beleg, dass mit 
Barzahlungsobergrenzen das Ziel erreicht wird, Geldwäsche zu bekämpfen.“18 Der 
renommierte Schattenwirtschaftsexperte Prof. Friedrich Schneider vertritt die Ansicht, dass 
sich lediglich andere Formen der Finanzkriminalität herausbilden, die sogar schwerer 
aufzudecken sind, wenn der Staat das Bargeld komplett abschaffen würde. Schon heute 
spiele Bargeld bei Geldwäsche nur eine Nebenrolle.19

Vor diesem Hintergrund sollte dem Nationalstaat die Hände gebunden werden, wenn es 
um die Einschränkung des Bargelds geht. Der EU-Gesetzgeber droht ihm jedoch alle 
Möglichkeiten zu lassen. Im Währungsausschuss des EU-Parlaments zunächst hatten sich 
die Berichterstatter der Fraktionen auf einen bargeldfreundlichen Passus geeinigt. Dieser 
hätte herausgehoben, dass Ämter Bargeld ohne Einschränkungen annehmen. Unter einer 
solchen Einschränkung könnte man beispielsweise verstehen, dass Barzahler nicht vor Ort 
bezahlen können, sondern eine 5 Kilometer entfernte Stadtkasse aufsuchen müssen. Gegen 
Ende der Verhandlungen wurde die Regel jedoch gestrichen. Somit erhalten die 
Nationalstaaten auch vom Parlament großen Interpretationsspielraum bei der 
Beschränkung von Barzahlungen gegenüber Behörden.

Die Deutsche Bundesbank teilte auf Anfrage ihre Rechtsauffassung zu den 
Gesetzesentwürfen von EU-Parlament und EU-Ministerrat mit. Nach Ansicht der Juristen 
bleibt die Möglichkeit zu nationalen Ausnahmen bei beiden Varianten bestehen:

„Inhaltlich knüpft die Regelung im Rats-Mandat [also im Gesetzesentwurf des 
Ministerrats] an das Urteil des EuGH in der verbundenen Rechtssache C-422/19 
und C-423/19 (Hessischer Rundfunk) an. Darin hat der EuGH bereits anerkannt, 

17 Siehe Die Rheinpfalz, „Kreisverwaltung Bad Dürkheim stellt Zahlungen auf Karten um“, 09.07.2026, 
https://www.rheinpfalz.de/lokal/gruenstadt_artikel,-kreisverwaltung-bad-d%C3%Bcrkheim-stellt-
zahlungen-auf-karten-um-_arid,5908362.html.

18 Siehe Tagesspiegel, „EU-Kommission will Bargeld-Limit von 10.000 Euro einführen“, 20.07.2021, 
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/eu-kommission-will-bargeld-limit-von-10000-euro-einfuhren-
8000383.html.

19 Siehe Berliner Zeitung, „Ökonom widerspricht ZDF: Bargeld spielt bei Geldwäsche nur Nebenrolle“, 
11.07.2026, https://www.berliner-zeitung.de/article/zdf-bargeld-geldwaesche-experten-kritik-eu-
barzahlungsverbot-10187170.
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dass die Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, außerhalb der 
ausschließlichen währungspolitischen Zuständigkeit der EU die Modalitäten der 
Erfüllung von Geldschulden regeln und die Annahme von Bargeld aus Gründen 
des öffentlichen Interesses verhältnismäßig beschränken dürfen. Die Regelung 
im Rats-Mandat ist deshalb hinsichtlich des zugrundeliegenden 
Kompetenzgrundsatzes weitgehend deklaratorisch. Sie ist dennoch rechtlich 
relevant, weil sie den Handlungsspielraum der Mitgliedsstaaten ausdrücklich im 
verfügenden Teil der Verordnung absichert. Eine entsprechende Regelung im 
verfügenden Teil des Mandats vom Europäischen Parlament fehlt. Der zugrunde 
liegende Grundsatz wird dort allerdings in Nr. 4 und Nr. 5 der Erwägungsgründe 
aufgegriffen. Auch das Europäische Parlament erkennt damit an, dass die 
Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, außerhalb der ausschließlichen 
Zuständigkeit der EU die Bargeldannahme aus Gründen des öffentlichen 
Interesses verhältnismäßig beschränken können.“

Fazit: Der EU-Gesetzgeber sollte klarstellen, dass öffentliche Stellen Bargeld 
uneingeschränkt annehmen müssen, sofern bei der Erbringung einer öffentlichen 
Dienstleistung ein unmittelbarer persönlicher Kontakt zwischen Staatsbediensteten und 
Bürgern besteht. 85 Prozent der Bevölkerung wünschen sich die universelle Akzeptanz des 
Bargelds.20

20 Siehe Verbraucherschutzverband BEUC, „Free, easy and secure: What consumers expect from the digital 
euro“, September 2025, Seite 12, https://www.beuc.eu/sites/default/files/publications/BEUC-X-2025-
085_What_consumers_expect_from_the_digital_euro-copy.pdf.

12

https://www.beuc.eu/sites/default/files/publications/BEUC-X-2025-085_What_consumers_expect_from_the_digital_euro-copy.pdf
https://www.beuc.eu/sites/default/files/publications/BEUC-X-2025-085_What_consumers_expect_from_the_digital_euro-copy.pdf


4 Das Problem der Verfügbarkeit
Ein Zahlungsmittel wie Bargeld ist vergleichbar mit einem zarten Pflänzchen. Es braucht 
ein gutes Milieu, um leben zu können. Dazu gehört nicht nur die Akzeptanz bei den 
Wirtschaftsteilnehmern, sondern auch geringe Kosten, eine belastbare Infrastruktur und 
gute Verfügbarkeit. Bargeld fließt von der Notenbank zu den Geschäftsbanken, von den 
Geschäftsbanken zu Händlern und Bürgern, von den Bürgern zum Handel, vom Handel zu 
Geschäftsbanken oder Geldtransportunternehmen und schließlich wieder zur Notenbank. 
Wird dieser Kreislauf abgeschnitten, kollabiert das Zahlungssystem.

Der Staat macht den Bürgern Bargeld nicht direkt verfügbar. Stattdessen ist es Aufgabe 
der Geschäftsbanken, Banknoten und Münzen in Umlauf zu bringen. Bankeinlagen bzw. 
Girokontoguthaben sind eine Schuld der Bank ihrem Kunden gegenüber. Diese Schuld 
muss die Bank auf Kundenwunsch in dem gesetzlichen Zahlungsmittel zurückzahlen. Sie 
muss also eine Möglichkeit vorsehen, Bargeld vom Konto abzuheben. Die 
Bargeldversorgung ist auch eine soziale Verantwortung und stellt eine Gegenleistung des 
Bankensektors der Gesellschaft gegenüber dar – für gesetzliche Privilegien und für die 
Tatsache, dass der Staat in vielen Fällen bereit ist, Kreditinstitute mit Milliarden 
Steuergeldern vor der Insolvenz zu retten.

Die Banken sollten ihre Verantwortung nicht auf den Einzelhandel abwälzen können. 
Cash-back-Dienstleistungen an der Supermarktkasse ersetzen keine Geldautomaten. In der 
Praxis können Kunden maximal 200 Euro abheben – und das auch nur, wenn der 
Geldbestand in der Kasse ausreicht. Eine Studie im Auftrag der Deutschen Bundesbank 
zum Thema „Bargeld der Zukunft“ merkt an, dass der Bezug von Banknoten über den 
Einzelhandel keine sichere Bank ist:

„Es wird darauf verwiesen, dass in Ländern wie dem Vereinigten Königreich 
bereits die Post-Cashback-Phase angebrochen ist. Manche Supermärkte bieten 
dort schon kein Cashback mehr an.“21

In der geplanten EU-Verordnung ist lediglich von einem „hinreichenden“ und „wirksamen“ 
Zugang zu Bargeld die Rede. Wann ein solcher gegeben ist, bleibt offen. So könnten auch 
in Mitteleuropa nach und nach schwedische Verhältnisse einkehren. In Schweden besagt 
das Gesetz, dass 99,7 Prozent der Bevölkerung innerhalb von 25 Kilometern an Bargeld 
gelangen können müssen.22 Mit unserer Petition fordern wir, dass 90 Prozent der 

21 Siehe Seite 71 in Deutsche Bundesbank, „Bargeld der Zukunft“, Januar 2024, 
https://www.bundesbank.de/resource/blob/921808/f6dcdae210f341925ad26d86691ecfe7/472B63F073F071307366
337C94F8C870/bargeld-der-zukunft-data.pdf.

22 Siehe Paragraf 13 in Schwedischer Reichstag, „Förordning (2010:1008) om betaltjänster“, abgerufen 
26.08.2026, https://www.riksdagen.se/sv/dokument-och-lagar/dokument/svensk-forfattningssamling/
forordning-20101008-om-betaltjanster_sfs-2010-1008/.
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Bevölkerung in den Euroländern „innerhalb von zwei Kilometern eine Bargeldquelle 
erreichen, in Städten innerhalb von einem Kilometer“.23

Die EU könnte sich jedoch auch ein 2026 in den Niederlanden verabschiedetes Gesetz 
zum Vorbild nehmen. In Zukunft sollen alle Banken, die im eigenen Land für mehr als drei 
Millionen Menschen ein Zahlungskonto führen, gemeinsam für eine Bargeldinfrastruktur 
garantieren, die allen Bürgern innerhalb eines Radius von 5 Kilometern Zugang zu Bargeld 
gibt.24 Von Verbrauchern dürfen für Bargeldeinzahlung und Bargeldauszahlung in diesem 
Zusammenhang keine Gebühren einbehalten werden.

Das EU-Parlament hat zumindest eine Verbesserung an dem Vorschlag der EU-
Kommission vorgenommen: Der Entwurf der EU-Abgeordneten hebt hervor, dass die 
Mitgliedstaaten „den Bedürfnissen schutzbedürftiger Gruppen wie älteren Menschen, 
Menschen mit Behinderungen, Menschen mit niedrigem Einkommen oder geringen 
digitalen Kompetenzen und Menschen ohne Bankkonto besondere Aufmerksamkeit 
widmen“ sollen.

Doch es bleibt bei einer starken regulatorischen Benachteiligung des Bargelds gegenüber 
dem geplanten neuen und „ergänzenden“ gesetzlichen Zahlungsmittel. Denn den digitalen 
Euro müssen Banken allen Girokontonutzern verfügbar machen. In der Praxis hat somit 
jeder Kunde, der will, an jedem Ort und zu jeder Tageszeit über das Internet Zugriff auf 
digitale Euros.25 Mehr noch: Die Kreditinstitute müssen Privatkunden kostenfrei 
ermöglichen, digitale Euros zu verwahren, zu empfangen und damit zu bezahlen.26

Bei der Bargeldauszahlung können die Banken dagegen weiterhin Gebühren erheben. 
Welche Folgen das hat, illustriert ein aktuelles Beispiel aus Möhringen an der Donau, 
einem Stadtteil von Tuttlingen in Baden-Württemberg: Nachdem die Volksbank einen 
Automaten abbaute, verblieb in dem Ort lediglich ein Bankomat der Sparkasse. Dort zahlen 
Volksbankkunden eine Gebühr von 4,95 Euro.27 Eine Umfrage des Bundesverbands der 
Verbraucherzentralen brachte ans Licht, dass sich der Bezug von Bargeld bei 25 Prozent der 
Bürger in den vorangegangenen drei Jahren verteuert hat.28 

23 Siehe Hansjörg Stützle et al., „Bargeld in Europa gesetzlich schützen!“, abgerufen 26.08.2026, 
https://bargelderhalt.eu.

24 Siehe Staatsblatt 2026, Nummer 182 in Overheid.nl, „Staatsblad van het Koninkrijk der Nederlanden“, 
08.07.2026, https://zoek.officielebekendmakingen.nl/stb-2026-182.html.

25 Siehe Artikel 14 des EU-parlamentarischen Gesetzesentwurfs in EU-Parlament, „REPORT on the 
proposal for a regulation of the European Parliament and of the Council on the establishment of the 
digital euro“, 26.06.2026, https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-10-2026-0185_EN.html.

26 Siehe Artikel 17 des EU-parlamentarischen Gesetzesentwurfs.
27 Siehe Schwäbische Zeitung, „Die Bankkunden können hier kein Geld abheben und bei der Sparkasse 

kostet es Gebühren“, 19.03.2026, https://www.schwaebische.de/regional/tuttlingen/tuttlingen/die-
bankkunden-koennen-hier-kein-geld-abheben-und-bei-der-sparkasse-kostet-es-gebuehren-4405815.

28 Siehe Bundesverband der Verbraucherzentralen, „Tabellenband Befragung: vzbv Jahresendbefragung“, 
November 2025, https://www.vzbv.de/sites/default/files/2025-12/Tabellenband_Jahresendbefragung_
2025_Bargeld.pdf.
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Statistiken der Bundesbank zeigen: Jeden Tag werden mehrere Geldautomaten 
abgebaut.29 Die Zahl der Bankfilialen ging 2024 um acht Prozent zurück, 2023 um fünf 
Prozent.30 2017 gab es noch 30.126 Zweigstellen, bis 2024 sank die Zahl auf 17.870. Der 
Hauptgeschäftsführer des Handelsverbands Deutschland, Stefan Genth, warnte schon 2024, 
der Bargeldkreislauf drohe zusammenzubrechen, wenn sich das Filialsterben fortsetze.31 
Durch die Schließung zahlreicher Bankfilialen werde der Umgang mit Bargeld immer 
herausfordernder und kostenintensiver. 

Für Händler wäre der digitale Euro nicht kostenlos. Jedoch stünden die Gebühren, die 
Banken von Händlern einbehalten, unter staatlicher Kontrolle. Beim Bargeld fehlt ein 
solcher Kontrollmechanismus. Die Kosten für die Bargeldeinzahlung nehmen immer 
weiter zu – auch aufgrund steigender Anfahrtswege.

Die unnötig hohen Münzeinzahltarife gehen im Wesentlichen auf die EU-Verordnung 
1210/2010 zurück.32 Banken ist es seit 2015 verboten, bei ihr eingezahlte Münzgeldrollen direkt 
wieder auszugeben. Stattdessen müssen die Münzen mit teuren Geräten auf Echtheit 
untersucht werden. Da die Banken nicht jede Filiale mit einem Gerät ausstatten wollen, 
geben sie die Sache an Wertdienstleister ab. Die Kosten für Transport, Prüfung und 
Neuverpackung trägt am Ende der Händler.

Die Verordnung ist unverhältnismäßig: Der jährliche Schaden durch Münzgeldfälschung 
liegt in Deutschland nach Statistiken der Bundesbank bei grob 100.000 Euro und ist damit 
um ein Vielfaches geringer als der Erfüllungsaufwand der Verordnung. Hauptsächlich wird 
die 2-Euro-Münze gefälscht. Nachgebildete Münzen im Wert von 1 bis 20 Cent tauchen gar 
nicht auf.33 Trotzdem müssen diese Münzen geprüft werden.

Wenn das Bargeld nicht gleichwertig geschützt wird, birgt der digitale Euro hohe 
Risiken: Er könnte herkömmlichen Kartenzahlungen Konkurrenz machen und somit die 
Händlergebühren für digitale Zahlungen senken. Wenn gleichzeitig die Einzahlung von 
Bargeld teurer wird, entsteht ein Anreiz für Händler, die Kunden zu digitalen Zahlungen zu 
bewegen. Wenn obendrein an immer mehr Geldautomaten Gebühren fällig werden, 
entsteht ein starker Anreiz für die Bürger, auf Bargeld zu verzichten und elektronisch zu 
bezahlen.

29 Siehe Artikel „Zugang zu Bargeld in Deutschland“ in Deutsche Bundesbank, „Monatsbericht März 2025“, 
17.03.2025, https://publikationen.bundesbank.de/publikationen-de/berichte-studien/monatsberichte/
monatsbericht-maerz-2025-952146?article=zugang-zu-bargeld-in-deutschland-952154.

30 Siehe Deutsche Bundesbank, „Bankstellenentwicklung im Jahr 2024“, 17.07.2025, 
https://www.bundesbank.de/de/presse/pressenotizen/bankstellenentwicklung-im-jahr-2024-945292.

31 Siehe Handelsverband Deutschland, „HDE fordert Stärkung des Bargeldkreislaufs“, 23.10.2024, 
https://einzelhandel.de/presse/aktuellemeldungen/14650-aktuelle-umfrage-barzahlung-und-
bargeldabhebung-im-einzelhandel-beliebt-hde-fordert-staerkung-des-bargeldkreislaufs.

32 Siehe FAZ, „Wenn das Bargeld doppelt so viel kostet wie sein Wert“, 18.08.2015, https://faz.net/premium/
meine-finanzen/geld-ausgeben/dank-eu-voschrift-muenzen-kosten-mehr-als-ihr-wert-13756893.html. 

33 Siehe dazu etwa Deutsche Bundesbank, „Mehr Falschgeld im Umlauf“, 30.01.2023, 
https://www.bundesbank.de/de/aufgaben/themen/mehr-falschgeld-im-umlauf-903742.
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Der digitale Euro kann Banken außerdem dazu bewegen, die Gebührenstruktur flexibler 
Kontomodelle anzupassen. Bei manchen Girokonten werden Gebühren für jede 
Überweisung fällig. Dem könnte der Kunde zukünftig durch Nutzung des digitalen Euros 
ausweichen. Somit stellt sich für die Bank die Frage, wo die entgangenen Einnahmen 
wieder hereingeschafft werden können. Eine Möglichkeit wäre dann, Gebühren für die 
Bargeldauszahlung einzuführen oder Kooperationen mit anderen Banken über die 
kostenlose Nutzung von deren Automaten zu beenden.

Dies alles zeigt, dass die Verfügbarkeit von Bargeld konsequent abgesichert werden muss. 
Dazu zählen die Auszahlung und Einzahlung von Banknoten und Münzen. Wir verweisen 
an dieser Stelle nochmal auf unsere 13 Punkte zur Verbesserung der EU-Bargeld-
Verordnung, insbesondere auf die Nummern 7 bis 10.34

34 Siehe Hansjörg Stützle et al., „13 Punkte zur Verbesserung der EU-Bargeld-Verordnung“, 04.11.2025, 
https://bargelderhalt.info/dok-verbesserung-vo.
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